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1 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

1.1 Flächennutzungsplan 

Die Gemeinde Langenpreising besitzt einen Flächennutzungsplan, der am 4. November 1996 vom Landrats-

amt Erding genehmigt wurde. Zurzeit führt die Gemeinde die 15. Änderung des Flächennutzungsplans 

durch. Am 21. November 2017 hat die Gemeinde beschlossen, einen Bebauungsplan für ein Dorfgebiet an 

der Herzogstraße aufzustellen. Das Planungsgebiet ist im Flächennutzungsplan als Dorfgebiet und Grünflä-

che dargestellt (siehe Abbildung, Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan). Planungsrechtlich liegt das 

Gebiet teils im Innenbereich und teils im Außenbereich. 

 

1.2 Einordnung der Planung in die Ziele der Raumordnung 

Die Ziele der Raumordnung sind im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, September 2013) und im Re-

gionalplan München (RP, Stand November 2012) festgelegt. Für den Bebauungsplan sind vor allem die un-

ten aufgeführten Ziele und Grundsätze zur Siedlungsentwicklung einschlägig: 

 LEP G 3.1 „Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der 

ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden.“ 

 LEP G 3.2 „In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung mög-

lichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht 

zur Verfügung stehen.“ 

 LEP Z 3.3 „Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten aus-

zuweisen.“ 

 LEP G 3.1 „Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter be-

sonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden. Flä-

chensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen 

Gegebenheiten angewendet werden.“  
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 LEP G 3.3 „Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Sied-

lungsstruktur sollen vermieden werden.“  

 RP B II Z 2.1 „In der gesamten Region soll die Wohnsiedlungsentwicklung einer Gemeinde die De-

ckung des Bedarfs ihrer Bevölkerung sowie einer nicht unverhältnismäßigen Bevölkerungszuwande-

rung umfassen“.  

 RP B II G 5.1.1 „Auf die Ausweisung und Bereitstellung von ausreichendem Wohnbauland und eine 

bedarfsgerechte jährliche Bereitstellung von Wohnraum soll hingewirkt werden“.  

Das Dorfgebiet ergänzt eine landwirtschaftliche Hofstelle am Ortsrand von Langenpreising. Es erstreckt sich 

nicht in die freie Landschaft, sondern bleibt auf dem von Straßen und einem Feldweg begrenzten Betriebs-

grundstück. Es entsteht keine bandartige Struktur oder Landschaftszerschneidung. Die Anbindung an vor-

handene Straßen und Integration in eine bestehende Hofstelle ist eine sparsame Erschließungsform. Mit der 

Ausrichtung auf ein Mehrfamilienhaus wird der Bebauungsplan sowohl einem flächensparenden Ansatz als 

auch der demographisch bedingten Nachfrage nach kleinen Wohnungen gerecht.  

In Langenpreising sind aufgrund der Entwicklung der letzten Jahre kaum Baulücken oder Bauflächenreser-

ven vorhanden. In einer 15. Flächennutzungsplanänderung weist die Gemeinde neue Wohngebiete an der 

Prisostraße und in Zustorf aus. Diese Gebiete decken alleine jedoch nicht den Bedarf der nächsten 15 Jahre, 

sondern es ist außerdem die Bebauung sämtlicher verbliebenen Baulücken und Reserven erforderlich (Pla-

nungsspielraum 0). Da mit einer vollständigen Bebauung aller Baulücken nicht gerechnet werden kann, 

können Nachverdichtungen, auch am Ortsrand dazu beitragen, größere Neuausweisungen im Außenbereich 

zu vermeiden. Angesichts der knappen Wohnbauflächen im Flächennutzungsplan nutzt die Gemeinde des-

halb neben Innenentwicklungspotentialen auch Potentiale am Ortsrand wie die vorliegend geplante Ergän-

zung.  

1.3 Verfahren 

Der Bebauungsplan soll im vereinfachten 

und im beschleunigten Verfahren nach  

§ 13 und § 13b BauGB aufgestellt werden. 

Die Baugebietsteilfläche MD1 liegt im 

Innenbereich und wird nach § 13 über-

plant, für den restlichen Geltungsbereich 

kommt § 13b zur Anwendung.  

 

 

 

 

 

 

Die Voraussetzungen für die Anwendung der genannten Verfahren sind gegeben: 

Bereich § 13 (MD1) 

 Durch die Aufstellung des Bebauungsplans wird der sich aus der vorhandenen Eigenart der nähe-

ren Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert: die Festsetzungen zur 

Art der Nutzung, zum Maß der Nutzung zur Bauweise und zur überbaubaren Grundstücksfläche 

wurden aus dem Bestand abgeleitet. 

Bereich § 13b (MD 2, Grünfläche, Verkehrsfläche) 

 Das Aufstellungsverfahren wurde vor dem 31. Dezember 2019 förmlich eingeleitet, der Satzungs-

beschluss kann voraussichtlich vor dem 31. Dezember 2021 gefasst werden.  
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 Der Bebauungsplan setzt eine zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 

10.000 m² fest. Es werden keine anderen Bebauungspläne in einem engen sachlichen, räumlichen 

und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt, deren zulässige Grundfläche dabei mitzurechnen wäre. 

 Der Bebauungsplan begründet im MD2 (nur) die Zulässigkeit von Wohnnutzungen und Nebenanla-

gen. Die Festsetzung von Grün- und Verkehrsflächen ist unschädlich, zumal diese Nutzungen be-

reits bestehen und ihre Zulässigkeit nicht erst durch den Bebauungsplan begründet wird. 

 Der Geltungsbereich schließt an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil an, an den Hauptort 

Langenpreising. 

Bereich § 13 und § 13b (gesamter Geltungsbereich) 

 Durch den Bebauungsplan wird kein Vorhaben zugelassen, das einer Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

oder nach Landesrecht unterliegt. 

 Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB ge-

nannten Schutzgüter, also der Erhaltungsziele und des Schutzzwecks der Natura 2000-Gebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes.  

 Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-

grenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zu beachten sind. 

Die Gemeinde Langenpreising stellt den Bebauungsplan somit im vereinfachten und beschleunigten Verfah-

ren auf. Von einer frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, einer Umweltprüfung und der Er-

stellung eines Umweltberichts wird abgesehen. 

2 Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 

Die Gemeinde Langenpreising ändert zurzeit den Flächennutzungsplan. Sie geht für ihr Gemeindegebiet von 

einem Einwohnerwachstum um jährlich 0,7 % in den folgenden 15 Jahren aus. Das entspricht einem Zu-

wachs von 300 Einwohnern oder 130 Haushalten. Der Demographiespiegel 2016 des Landesamtes für Statis-

tik geht von 3.030 Einwohnern im Jahr 2028 aus. Der Landkreis Erding wird im Demographiespiegel als 

Landkreis mit stark zunehmender Bevölkerungsentwicklung eingestuft. Ein weiterer Bedarf an Wohnungen 

ergibt sich aus der Abnahme der Haushaltsgröße von aktuell 2,3 Personen auf voraussichtlich 2,1 Personen 

pro Wohnung innerhalb der nächsten 15 Jahre. Im Flächennutzungsplan weist die Gemeinde deshalb 4,8 ha 

Wohnbauflächen und gemischte Bauflächen aus, richtete ihr Augenmerk aber gleichzeitig auf die Entwick-

lung bereits ausgewiesener Flächen, auf die Aktivierung von Baulücken und auf die Nachverdichtung beste-

hender Baugebiete (Planungsspielraum 0 % für Wohnbauflächen).  

In den letzten fünfzehn Jahren sind in Langenpreising 159 Wohnungen fertiggestellt worden. Der Wohnge-

bäudebestand stieg von 620 im Jahr 2000  auf 779 in 2015. In diesem Zeitraum hat die Gemeinde im Haupt-

ort Langenpreising nur das Wohngebiet Strogenflutkanal III mit 15 Parzellen und im Bereich Au am nördli-

chen Ortsende eine kleine Mischgebietsfläche ausgewiesen und erschlossen. Folglich sind im Hauptort kaum 

Baulücken zu verzeichnen. Die Gemeinde verzichtet für eine flächensparende Siedlungsentwicklung auf die 

Darstellung weiterer Wohngebiete im Flächennutzungsplan als Planungsspielraum. Spielräume ergeben sich 

lediglich aus der Nachverdichtung vorhandener Siedlungen, der verstärkten Aktivierung von Baulücken und 

dichteren Bauweisen bei den neuen Wohngebieten.  

Wenn auch die vorliegend überplante Fläche planungsrechtlich im Außenbereich liegt und nur an den In-

nenbereich angrenzt, kann sie als Ergänzung einer vorhandenen Hofstelle dennoch dazu beitragen, größere 

Wohngebietsausweisungen in der freien Landschaft zu vermeiden. Sie entspricht den städtebaulichen Zielen 

der Gemeinde Langenpreising zur Einwohnerentwicklung und der dafür erforderlichen Siedlungsentwick-

lung. Ein Bauwunsch des Eigentümers wurde deshalb als Anlass genommen, einen Bebauungsplan aufzustel-

len und die Bebauung im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zu ermöglichen. 
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3 Städtebauliches Konzept 

3.1 Entwurf 

 

Das Mehrfamilienhaus ist nördlich des bestehenden Hofs geplant. Der Standort ist so gewählt, dass von der 

öffentlichen Straße aus die Sicht auf die Peterskapelle nicht zu stark eingeschränkt wird (siehe Abbildung, 

Rand des Sichtfelds). Gleichzeitig hält das Gebäude Abstand zu einer westlich gelegenen Gruppe von Birken. 

Die ortsbildprägenden Bäume sind wegen des Schutzabstands nicht durch die Bebauung gefährdet und kön-

nen erhalten werden. Für die Bewahrung des ansprechenden, dörflichen Ortsbildes soll die Bebauung am 

nordöstlichen Rand von einer Obstwiese eingefasst werden. Diese Obstwiese existiert teilweise schon und 

soll mit weiteren Obstbäumen ergänzt werden. Auf ihr schließt der Bebauungsplan Parkplätze, Zufahrten 

und sonstige bauliche Anlagen aus. Auf diese Weise wird auch der Grünflächendarstellung im Flächennut-

zungsplan ausreichend Rechnung getragen. 

Der Neubau wird deutlich niedriger als die vorhandenen 

Hauptgebäude – der First liegt etwa 3 m unter dem First des 

bestehenden Wohnhauses. Zum einen soll sich das Gebäude 

dem Bestand unterordnen, zum anderen bleibt der Turm der 

Kapelle besser sichtbar. Das Mehrfamilienhaus kann mit zwei 

Vollgeschossen ausgeführt werden (siehe Abbildung, mögli-

che Querschnitte). 
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3.2 Grünkonzept, Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft 

 

Durch die Wahl des Standorts auf dem Betriebsgrundstück und die geringe Größe des Dorfgebiets wird die 

Störung des Landschaftsbildes minimiert. Zum Schutz des Ortsbilds bleibt nördlich und östlich des Gebäude-

standorts eine Wiesenfläche bestehen, die weiter zur Obstwiese entwickelt wird. Zu mehreren großen Birken 

hält das Gebäude Abstand, so dass die Bäume weiterhin bestehen können. 

Das Wohngebiet wird auf Flächen geplant, die bislang intensiv als Grünland, teilweise auch als Verkehrs- 

und Rangierflächen genutzt wurden. Ihre Bedeutung als Lebensraum ist als gering einzustufen, da keine 

Flächen mit Schutzgebieten im Sinne der Abschnitte III und IIIa des BayNatSchG und keine gesetzlich ge-

schützten Biotope bzw. Lebensstätten oder Waldflächen einbezogen werden. Die Fläche liegt am Rand des 

Schwerpunktgebiets „Strogental“ des Arten- und Biotopschutzprogramms des Landkreises Erding. Das ABSP-

Programm beinhaltet hier Ziele für Gewässer und Feuchtstandorte. Allerdings reicht der Geltungsbereich 

nicht so weit in das Schwerpunktgebiet, dass Gewässer oder ausgeprägte Feuchtstandorte direkt betroffen 

wären. Nachweise über das Vorkommen geschützter Arten im Planungsgebiet liegen nicht vor. Bodenbrü-

tende Vogelarten sind aufgrund der unmittelbar angrenzenden Bebauung und der Straßennähe nicht zu er-

warten.  

3.3 Versorgung und Entsorgung 

Das Grundstück ist vollständig mit Wasser, Kanal, Strom, Telefon etc. erschlossen. Die Versorgung für das 

zusätzliche Gebäude ist von den vorhandenen Erschließungsanlagen aus entsprechend den Vorschriften der 

Versorgungsunternehmen vorzunehmen. Durch das Wohnhaus entsteht auf dem Grundstück kein erhöhter 

Löschwasserbedarf gegenüber der bisherigen Nutzung. Die öffentlichen Straßen werden von der Müllabfuhr 

befahren. Das Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu versickern. Der Feldweg ist im Zufahrts- und 

Einmündungsbereich ggf. auf Kosten der Anlieger zu befestigen. 
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3.4 Hochwasserschutz 

In der Nähe des Planungsgebiets befinden sich die vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete der 

Strogen und der Sempt (siehe Abbildung, Ausschnitt aus dem Informationsdienst überschwemmungsgefähr-

deter Gebiete, Bayerisches Landesamt für Umwelt). Die Gebiete sind im Bebauungsplan vermerkt. Der Hoch-

wasserstand liegt in diesem Bereich etwa bei 419 m ü. NHN. Innerhalb der Baugrenzen hat das natürliche 

Gelände ein Niveau von ca. 419,25 m, darf aber aufgeschüttet werden, z.B. auf das Straßenniveau von ca. 

419,8 m. Von einer Überschwemmung des Erdgeschosses ist daher bei einem hundertjährlichen Hochwasser 

nicht auszugehen. 

 

3.5 Sonstige Regelungen 

Immissionsschutz 

Als Baugebiet wird ein Dorfgebiet festgesetzt. Die Hofstelle und ihre Umgebung sind auch bisher – ohne 

Bebauungsplan - als Dorfgebiet einzustufen. Für den landwirtschaftlichen Betrieb sind deshalb keine erheb-

lichen Einschränkungen zu erwarten. Zur bestehenden Kartoffeltrocknungsanlage hält das Wohnhaus einen 

Abstand von ca. 50 m ein. Bei Bedarf ist eine Abschirmung von Teilen der Anlage möglich. 

Stellplätze 

Im Bebauungsplan wird die Errichtung von Besucherstellplätzen vorgeschrieben. Anders als bei einem grö-

ßeren Wohngebiet werden diese Stellplätze nicht als öffentliche Stellplätze an einer bestimmten Stelle fest-

gesetzt, sondern können beliebig auf dem Baugrundstück angeordnet werden. Im Übrigen sind für die Woh-

nungen Stellplätze nach der gemeindlichen Stellplatzsatzung herzustellen. 

Grundflächenzahl 

Das Baugrundstück ist 6.600 m² groß (siehe Abbildung, 

gelbe Fläche). Die vorhandenen Hauptgebäude haben eine 

Grundfläche von etwa 2.450 m². Alle vorhandenen bauli-

chen Anlagen zusammen nehmen eine Grundfläche von 

4.300 m² ein. Die Festsetzungen zur Grundflächenzahl 

sind so gewählt, dass das zusätzliche Gebäude mit seinen 

Nebenanlagen zulässig ist. Etwa 1.300 m² der überbauten 

Fläche müssen wasserdurchlässig bleiben – das entspricht 

ungefähr der vorhandenen Hoffläche zwischen den Ge-

bäuden, die als Kiesfläche angelegt ist. 
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3.6 Flächen 

Der Bebauungsplan umfasst im Bereich des Wohngebiets einen Teil der Flurstücke 222, 229, zu 2158 und 

2301, Gemarkung Langenpreising. Die Nutzung im Geltungsbereich wird folgendermaßen festgesetzt: 

 

Geltungsbereich gesamt  8.812 m²  

 Dorfgebiet Teilfläche MD1 5.412 m²  

 Dorfgebiet Teilfläche MD2 1.180 m²  

 öffentliche Verkehrsflächen 1.082 m²  

 Grünflächen 1.137 m²  

4 Hinweise 

 Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen und durch landwirtschaft-

liche Betriebe in der Nachbarschaft kann es zu Lärm-, Staub- und Geruchsemissionen kommen, auch 

bei Nachtarbeit. Unvermeidliche Emissionen sind zu tolerieren. 

 Nach Auskunft des Wasserwirtschaftsamtes München ist insbesondere bei Hochwasser mit hohen 

Grundwasserständen zu rechnen. Die Ausführung einer Unterkellerung sollte wasserdicht erfolgen, 

incl. der Leitungsdurchdringungen und Kellerfenster. Bei der Gebäudestatik ist die Auftriebssicherheit 

zu beachten. 

 Aufgrund der Erfahrungen der letzten Jahre mit Extremniederschlagsereignissen sollte auch ein be-

sonderes Augenmerk auf die Höhenlage der Fußbodenoberkante Erdgeschoss gelegt werden, damit bei 

einem Starkregenereignis das Wasser nicht ins Haus läuft. 

5 Zusammenfassung 

Mit dem Bebauungsplan Am Söllgraben überplant die Gemeinde Langenpreising eine landwirtschaftliche 

Hofstelle an der Herzogstraße zur Ergänzung eines Mehrfamilienhauses. Der Bebauungsplan wird im verein-

fachten und im beschleunigten Verfahren nach §13 BauGB und § 13b BauGB aufgestellt.  

 

 

 

 

Wartenberg, den …………………….. .....................................................................

 Dr. Peter Deimel, Erster Bürgermeister 
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